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Lust auf Zukunft

Die Motivation, sich für die Zukunft zu engagieren, steigt mit der Erwartung ihrer positiven Entwicklung. Und zwar umso mehr, je größer die Aussicht ist, dass die gegenwärtigen Probleme sich lösen lassen. Oder besser, wenn die Aussicht besteht, dass sie sich ins Positive wenden. Voraussetzung für die SPD, dies in Politik umzusetzen ist, dass die Sozialdemokratie als die politische Kraft für eine aussichtsreiche Zukunft wahrgenommen wird. Als Volkspartei muss sie mit ihren Themen die Mehrheit der Bevölkerung erreichen, einen öffentlichen Diskurs zu diesen Themen führen und deutlich erklären, wie sie den Wohlstand der gesamten Gesellschaft zu garantieren gedenkt. Damit sollte sie sich mehr an die Gewinner des Wohlstands wenden, ohne die Verlierer zu vergessen. Sie verlässt damit ihr heimeliges Milieu des Reparaturbetriebs der Gesellschaft und begibt sich in die in die Position, die Zukunft der Gesamtgesellschaft zu gestalten. Dies setzt voraus sich mit ihren moralischen Grundvorgaben in einen  Streit um eine Verpflichtung des Kapitals zur Finanzierung der Gemeinschaftaufgaben und den Kampf für eine erfolgreiche solidarische Wirtschaftspolitik zu begeben. Wie notwendig dies ist, macht ein Zitat von Warren Buffet deutlich. Es ist nicht ganz neu aus dem Jahr 2006. Es beschreibt in erschreckender Offenheit, was zurzeit geschieht: „Es herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg führt, und wir gewinnen“. Mit dem Zitat, das zwar etwas martialisch daherkommt, beschreibt er, dass es um den Kampf der Verteilung geht und dass das Kapital alles versucht, diesen Kampf in seinem Sinne zu entscheiden. 

Wer sollte den Kampf aufnehmen, wenn nicht die SPD? Früher wollten Sozialdemokraten das Proletariat aus den Ketten des Kapitals befreien. Heute könnte die SPD die Gesellschaft aus den fein gesponnenen Netzen und Fäden befreien, mit denen das Kapital die Gesellschaft für seine Risiken haften lässt, mit denen es die Gesellschaft durch Cum Ex Geschäfte ausraubt, betrügt und Gewinne durch vorgeschobene Eigentumsrechte, in Form von Franchising und Lizenzgebühren und Patentrechten auf die Seite schafft. Der Kampf gelingt nicht mit Nadelstichen und Konzepten aus der Mottenkiste. Er muss aggressiv und mit wirkungsvollen modernen Konzepten zur Beseitigung des Betrugs, zum Stopfen der Schlupflöcher und einer effektiven Erbschafts- und Finanztransaktionssteuer geführt werden. 
Die bestimmende Frage unserer Zeit ist: „Wie wollen wir die Anforderungen des Klimaschutzes mit der Absicherung unseres zukünftigen Wohlstands zusammenbringen?“ Eine Antwort auf diese Frage könnte zurzeit nur die Sozialdemokratie entwickeln. Sie ist die einzige Partei, die zu diesem Zweck in der Lage ist, Umwelt, Wirtschaft und Soziales in Einklang zu bringen. Unsere Minister für Finanzen, Umwelt und Arbeit bieten hierfür zurzeit gute Voraussetzungen.
Wofür steht die Sozialdemokratie?
… für eine nachhaltig soziale Politik, die sich am Gemeinwohl orientiert:

Sozialdemokraten wenden sich an alle, die sich in einer wettbewerbsfähigen Wirtschaft auch in Zukunft einen sicheren und profitablen Arbeitsplatz wünschen, die die Ausbeutung des Planeten beenden und in einer sauberen Umwelt leben möchten und an die, die eine gerechtere Verteilung des gemeinsam erwirtschafteten Erfolgs erwarten. Mit schlüssigen Gesamtkonzepten für eine linke Politik in den Bereichen: Wirtschaft, Finanzen und Umwelt würde die SPD die Mehrheit der Bevölkerung ansprechen und könnte sie so wieder auf ihre Seite ziehen. Diese Erweiterung ihres politischen Angebots würde nicht bedeuten den Anspruch aufzugeben, denen zu helfen, die weniger privilegiert sind, sondern den sozialdemokratischen Anspruch auf die Bereiche zu erweitern, die für die Mehrheit der Bevölkerung von fundamentalem Interesse sind. 

Die SPD sichert den wirtschaftlichen Erfolg durch massive Investitionen in Bildung, Forschung, Wissenschaft und Infrastruktur.

Die SPD setzt sich dafür ein, dass das Finanzsystem sich am Gemeinwohl orientiert und nicht an den Gewinninteressen des Kapitals.

Die SPD kämpft für eine soziale Umweltpolitik durch Dezentralisierung einer erneuerbaren Energieversorgung.

Die SPD stellt durch soziale Gerechtigkeit eine gerechte Verteilung des gemeinsam erwirtschafteten Erfolgs zur Überwindung des Niedriglohnsektors her.

Um den bevorstehenden Kraftakt zur Bekämpfung der Klimakrise und zur Umstellung des Energiesystems schaffen zu können, wollen Sozialdemokraten Wirtschaft, Finanzen, Umweltschutz und Soziales in Einklang bringen und damit so aufeinander abstimmen, dass das Gemeinwohl davon profitiert. Nur so lassen sich in der Kürze der Zeit die Hemmnisse überwinden und eine Zusammenarbeit aller verfügbaren Kräfte organisieren, um die Ziele des Umweltschutzes und der Erhaltung des Wohlstands zu erreichen.

Soziale Wirtschaftspolitik

Die Sicherung einer nachhaltigen und zukunftssicheren Wettbewerbsfähigkeit hängt von der technologischen Spitzenstellung, von einer leistungsfähigen Wirtschaft und von attraktiven Produkten ab. Mit massiven Investitionen in Bildung, Forschung, Wissenschaft und Infrastruktur schaffen Sozialdemokraten die Voraussetzungen zum Erhalt dieser Wettbewerbsfähigkeit. Die Förderung von Bildung und Infrastruktur wirkt mit einer sozialen Komponente positiv für jeden einzelnen, sie besitzt allerdings außerdem eine positive Wirkung für die gesamte Gesellschaft und die Wirtschaft.

Die SPD fördert die Modernisierung der Industrie in den Bereichen Maschinenbau und Elektrotechnik durch eine Unterstützung des Ausbaus der erneuerbaren Energien. Sie hilft Betrieben bei der Transformation ihrer Produkte und Fertigungsprozesse und fördert Neugründungen mit innovativen Geschäftsideen und hohem Wachstumspotenzial. Sie unterstützt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei Umschulungen und Weiterbildung. Sie erweitert Arbeitnehmerrechte, die Mitbestimmung und schafft in enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften die Rahmenbedingungen für nachhaltig sichere und profitable Arbeitsplätze.

Gerechte Finanzenpolitik

Investitions- und Geschäftsbanken werden strikt getrennt. Damit entkommt die Gesellschaft der Geiselhaft des Finanzkapitals. Generell wird das Kapital stärker zur Finanzierung von Gemeinschaftsaufgaben herangezogen. Eine Finanztransaktionssteuer wird kurzfristig eingeführt. Alle Steuerschlupflöcher werden konsequent gestopft. Die Abzugsfähigkeit von Royalties, Franchise- und Patentgebühren, sowie die aller anderen Schutzgebühren von Eigentumsrechten wird auf das landesübliche Maß von zehn Prozent begrenzt. Damit werden die Steuern in dem Land erhoben, indem sie anfallen und eine Verschiebung in Billiglohnländer wird unterbunden. Steuerbetrug wird mit allen Mitteln, auch durch den Bund, konsequent bekämpft. Banken, die gegen die Regeln zum Schutz des Gemeinwohls verstoßen, verlieren ihre Banklizenz. Die Erbschaftssteuer wird angehoben und eine Vermögenssteuer eingeführt. Die mit diesen Maßnahmen gewonnenen zusätzlichen Finanzmittel werden für Bildung, Renten und für Sozialprojekte eingesetzt. Die Schuldenbremse wird in Zeiten negativer Zinsen, zur profitablen Investition in Zukunfts- und Infrastrukturprojekte gelockert.

Dezentrale Umweltschutzpolitik

In der Umweltpolitik setzt die SPD auf Nachhaltigkeit und berücksichtigt damit, dass in vielen Bereichen die Grenze der Nutzung der natürlichen Rohstoffe des Planeten erreicht ist. Daraus folgt für die Sozialdemokratie der Übergang zu einer sozialen Umweltpolitik. Für die Energie bedeutet dies die Umstellung von fossiler auf erneuerbare Energie. Im Sinne einer sozialen Politik fordert die SPD, die Chancen der Erneuerung für eine dezentrale Energieversorgung zu nutzen. Mit Hilfe von Wind und Sonne lassen sich Angebot und Nachfrage an Land vor Ort zusammenbringen, wenn sie um elektrische Speicher ergänzt werden. 

Ihr Ausbau wird von der Politik unterstützend begleitet und voran getrieben. Mit der Dezentralität entfällt überflüssiger Stromtransport in überregionalen Netzen. Lastspitzen, Unterschiede zwischen Tag und Nacht, Flauten und auch der Unterschied zwischen Sommer und Winter werden lokal ausgeglichen. Der Netzverbund bleibt erhalten, was Störsicherheit und Verfügbarkeit erhöht. Überschüssiger Strom wird ins Netz eingespeist oder in Gas oder flüssige Energieträger umgewandelt. Ebenso wird für eine klimafreundliche Verwendung Biomüll und Grünschnitt zur Erzeugung von Biogas und Holz zu rohstoffschonendem Bauen und Heizen eingesetzt. Die Technologien hierfür werden gefördert. Bei der Energieumstellung handelt es sich um spezielle Infrastrukturmaßnahmen, die aufgrund ihrer Bedeutung und ihres Aufwands nur bewältigt werden können, wenn sie zur gesamtgesellschaftlichen Aufgabe werden.

Für die Landwirtschaft bedeutet dies die Umstellung auf rohstoffschonende Produktionsmethoden: Sicherung von Grundwassers, Böden, Arten und Ersatz der Massentierhaltung durch artgerechte, biologische Tierhaltung.

Solidarische Sozialpolitik

Mit der Umsetzung von sozialer Gerechtigkeit schafft die SPD die Voraussetzungen dafür, dass der Alltag der Menschen auch in Zukunft zu meistern und bezahlbar ist.  Sie setzt sich dafür ein, dass ihre Lebensrisiken abgesichert sind und Arbeitsplätze nachhaltig und profitabel sind. Zusammen mit den Gewerkschaften kämpft die SPD dafür, den gemeinsam erwirtschafteten Erfolg gerechter zu verteilen, den Niedriglohnsektor und prekäre Arbeitsverhältnisse abzuschaffen. Konkrete Maßnahmen hierzu bestehen in der Ausweitung von Flächentarifen, mehr Mitbestimmung und einer strengeren Reglementierung der Zeitarbeit. Durch massive Investitionen in Bildung, Weiterbildung und Umschulung werden die Voraussetzungen für einen hohen Bildungsstandard geschaffen, der hilft, flexibel und profitabel auf Veränderungen zu reagieren.

Effiziente Zusammenarbeit ist für unsere arbeitsteilige Wirtschaft ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Durch Fairness und Solidarität in der Gesellschaft stärkt die Sozialdemokratie diese Zusammenarbeit und belebt damit die Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft. Sie fördert die Digitalisierung um durch verbesserte Kommunikation die Effizienz der Kooperation zu verbessern und durch Automatisierung die Modernisierung voran zu treiben.

Was ist neu?

Die SPD besitzt ein sehr eigenes Profil: Sie ist der Anwalt der Benachteiligten. Dieses Profil interessiert die Mehrheit unserer Gesellschaft nicht im geringsten. Im Gegenteil, sie lehnen es ab. Sie wählen konservativ, weil sie damit die Hoffnung verbinden, dass ihr Wohlstand erhalten bleibt. Sie wissen oder haben das Gefühl, dass ihr erreichter bescheidener Wohlstand auf prekären Arbeitsverhältnissen und einem Niedriglohnsektor basiert. Warum sollten sie eine Partei wählen, die dies per Programm abschaffen will? Sie wären doch mit dem Klammersack gepudert.

Im Kern besteht die Neuorientierung der Partei in der Erkenntnis, dass es gerade in schwierigen Zeiten wichtig ist, den Menschen Hoffnung auf eine aussichtsreiche Zukunft zu geben. Sie stellt sich dazu inhaltlich und bezüglich ihrer Zielgruppe breiter auf. Sie beschränkt sich nicht mehr auf die Gruppe der finanziell Benachteiligten und weniger Privilegierten, sondern macht auch dem Teil der Bevölkerung, der zu bescheidenem Wohlstand gekommen ist, ein attraktives Angebot für die Erhaltung des Erreichten im Rahmen einer nachhaltige Zukunft. Dazu entwickelt sie Programme zu einer gerechten Finanzpolitik, zu einer sozialen Wirtschaftspolitik und für eine dezentrale Umweltpolitik. 

Sie beschreibt eine Zukunft, die dem Wachstum abschwört und auf Nachhaltigkeit setzt. Sie verspricht, Garant zu sein für ein Leben im Wohlstand, sichere und profitable Arbeitsplätze, Stopp der Erderhitzung und einem schonenden Umgang mit den natürlichen Ressourcen des Planeten. Außerdem sichert sie eine unabhängige, für Bürger, Städte und Gemeinden profitable, kostengünstige und unerschöpfliche dezentrale Energieversorgung ohne Umweltbelastung. Die Sozialdemokratie schützt und stärkt mit ihrer Ausrichtung am Gemeinwohl die ökologischen Lebensgrundlagen, den Wohlstand, den Zusammenhalt und damit auch die Demokratie in der Gesellschaft.

Die Sozialdemokratie ändert mit dieser Neuorientierung ihre Haltung und ihr Profil. Sie wird zum Anwalt der Starken und vergisst dabei nicht die Schwachen. Auf diese Weise kann eine Renaissance der Sozialdemokratie gelingen. Dazu erarbeitet sie sich öffentlich wahrnehmbare Kompetenz in den Bereichen Finanzen, Wirtschaft und Umwelt und akzeptiert die Aufgabe, die Gesellschaft auf der Grundlage sozialen Fortschritts zu wirtschaftlichem Erfolg und allgemeinen Wohlstand zu führen.

Zukunft sozialdemokratischer Kommunalpolitik
Mit der Leitidee: Umwelt, Wirtschaft und Soziales zum Wohle der Menschen in Einklang zu bringen, könnte die SPD die Wertschöpfung, die mit der zukünftigen Energieversorgung verbunden ist, den Städten und Gemeinden zuführen. Mit den erneuerbaren Energien bietet sich der SPD die einmalige Chance, sie dezentral zu organisieren. Mit ihrer Hilfe lassen sich daher auch kommunale Energiemärkte einrichten. Ein solcher Energiemarkt umfasst nicht nur Elektrizität, sondern auch Biomasse, Wasserkraft und Wasserstoff. Er umfasst Erzeugung, Wandlung, Speicherung und Verteilung. Die zusätzliche Wertschöpfung, die damit verbunden ist, eröffnet neue finanzielle Spielräume und ermöglicht es, zum Wohl von Bürgerinnen und Bürgern in Wohnungsbau, Bildung, Kultur, Mobilität und Umweltschutz zu investieren. Zusätzlich schafft sie profitable und zukunftssichere Arbeitsplätze vor Ort.
Die Wertschöpfung, die mit der Erzeugung, Verteilung und dem Handel von Energie verbunden, ist, verlässt nicht mehr das Land in Richtung Russland, Saudi Arabien und Iran. Sie wird auch nicht mehr von großen Energiekonzernen, wie: RWE, EON oder Vattenfall abgegriffen. Sie bleibt im Land und zwar fokussiert bei den Menschen in den Städten und Gemeinden. Damit erhalten wir die Möglichkeit, unseren Wohlstand zu erhalten und gleichzeitig alle Maßnahmen zu ergreifen unseren Lebensraum zu schützen. Zusätzlich erhalten wir kostengünstige, saubere und unerschöpfliche Energie.

Was wir dazu brauchen, ist eine stärkere Beteiligung der Bevölkerung an der Energiewende. Hierfür bieten sich die besonderen Vorteile von Wind-, Solarenergie und Biomasse geradezu an. Die Eigenschaften dieser erneuerbaren Energien liegen auch darin, dass sie an Land dezentral einsetzbar sind. Deshalb macht es Sinn, ihre Vorteile im Rahmen regionaler Energiemärkte zu realisieren. Damit werden regionale Verbraucher zu Energieerzeugern, es verkürzen sich Transportwege und -kosten. Je näher die Verbraucher der Erzeugung kommen, umso geringer sind die Kosten der Wegelagerer.
Natürlich werden die Energiekonzerne und Netzbetreiber ihre Pfründe nicht freiwillig hergeben. Deshalb heizen sie ja auch mit Macht das Klima gegen Windenergie an und hetzen die Menschen dagegen auf. Die Windenergie ist das Rückgrat der Erzeugung erneuerbarer Energien. Sie unternehmen alles, um die Dezentralität und die Windenergie zu verhindern. Die CDU hat dieWindkraftgegner bereits im Wirtschaftsministerium um sich versammelt und die Hersteller von Windrädern in die Insolvenz gezwungen.
Wenn wir als Verbraucher nicht dagegen halten, wird die Erzeugung im Meer und den Küsten zentralisiert und der Strom über neu ausgebaute Trassen quer durch die Republik zu uns geführt. Das macht volkswirtschaftlich keinen Sinn und nimmt uns die Gelegenheit, die Erzeugungt selbst in die Hand zu nehmen. Ausreichend Wind weht überall auch in Schwachlastgebieten. Würden wir die politisch und ideologisch bedingten Beschränkungen auf Vorzugsgebiete aufgeben, könnten wir in Verbindung mit Photovoltaik dezentral an Land aureichend elektrische Ernergie regional und dezentral erzeugen und die Kosten in Grenzen halten. Neben Wind und Sonne könnten wir mit dem Energiemarkt für eine regionale Verwertung von Biomasse und grüne Gase sorgen. Wir verfügenn damit nicht nur über unerschöpfliche Energie. Sie ist auch sauber, macht uns unabhängig, und sie ist kostengünstig. Eine Beteiligung der Bevölkerung an der Versorgung mit erneuerbarer Energie könnte im Zusammenhang mit Stadtwerken und Genossenschaften in der Region erfolgen. Aufgabe eines kommunalen Energiemarktes ist es, Erzeugung, Verteilung und Handel zu organisieren. Auf diesem Wege könnten sowohl Akzeptanz wie auch die notwendige Ausbaugeschwindigkeit erzielt werden.
Der kommunale Verbrauch an Endenergie beläuft sich in Rodgau auf 1,3 Terawattstunden pro Jahr. Die schließt alle Verbraucher: Stromverbrauch – privat, öffentlich und Gewerbe , alle Energiearten wie Erdgas zum Heizen und Erdöl für die Mobilität ein. Um die Zahl etwas griffiger zu machen: es sind 1,3 Milliarden Kilowattstunden. Gesetzt den Fall, Erzeugung, Verteilung und Handel würde dazu führen, dass pro Kilowattstunde ein Ertrag von 10 Eurocent erzielt werden könnte, ergäbe sich ein Betrag von 130 Millionen Euro. Der Betrag würde das derzeitige Haushaltsvolumen von Rodgau mehr als verdoppeln. Es wäre das Ende unseres finanziellen Kostenkorsetts und gäbe der Stadt finanziellen Spielraum, um nachhaltig in Infrastruktur, Betreuung und soziale Stadtgestaltung zu investieren.

Es bliebe nicht nur bei den finanziellen Vorteilen. Mit einem kommunalen Energiemarkt wäre ebenso eine Förderung der regionalen Kreislaufwirtschaft verbunden. Er böte zukunftssichere und profitable Arbeit, mehr Autonomie im Bereich der Energieversorgung, kostengünstige, saubere Energie und zuverlässige für alle Bereiche des täglichen Lebens.
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